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1 ALLGEMEINES 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Der Bebauungsplan „Bürgerzentrum“ wurde im Jahr 2011 rechtskräftig. Er bildet die 
Grundlage für die Entwicklung der kommunalen Infrastruktur zwischen den beiden Orts-
teilen Ober- und Niederhausen. In den vergangenen Jahren wurde der Bebauungsplan 
konsequent umgesetzt und aufgrund stellenweise sich verändernder Rahmenbedingun-
gen insgesamt drei Mal geändert, sodass beide Ortsteile eine gemeinsame neue Mitte 
mit einer bezogen auf die Gemeindegröße sehr guten Infrastrukturausstattung erhalten 
haben. Konkret sind der Bau des Bürgerhauses mit Gemeindeverwaltung und einem 
großen Konzert- und Festsaal sowie einer Mediathek, der Bau des Feuerwehrgerätehau-
ses, Bauhofs und eines Musikzentrums, des Generationenhauses St. Josef mit Kinder-
tagesstätte und Pflegebereich und einem inklusiven Kaffeehaus, eines Hauses für Be-
treutes Wohnen, des Gesundheitszentrums mit zwei Hausärzten, Apotheke, Ambulan-
tem Pflegedienst, Tagespflege, Podologem, Physiotherapie und Fitness sowie die An-
siedlung eines Vollsortimenters mit einer Bankgeschäftsstelle für die Nahversorgung zu 
nennen.   

Zwischenzeitlich konnte die Gemeinde weitere Grundstücke, welche im Norden und 
Nordosten an den Geltungsbereich des Bebauungsplans angrenzen, erwerben. Auf die-
sen Flächen sollen weitere Nutzungen der örtlichen öffentlichen Daseinsfürsorge entwi-
ckelt werden. Konkret geht es um die Errichtung eines Wohnhauses für Menschen mit 
Behinderung und Wohnungen für junge Menschen während ihres freiwilligen sozialen 
Jahres (FSJ), einer weiteren Kindertagesstätte, betreuter Wohnangebote und eines 
Quartiersbegegnungszentrums sowie die Erweiterung des bestehenden öffentlichen 
Parkplatzes im Bürgerzentrum. 

Um die geplanten Nutzungen realisieren zu können, muss zum einen der wirksame Flä-
chennutzungsplan geändert, zum anderen muss ein Bebauungsplan aufgestellt werden. 
Beide planungsrechtlichen Verfahren sollen parallel zueinander durchgeführt werden. 
Aufgrund der Größe der für diese Vorhaben notwendigen Flächen und der nur einem 
untergeordneten Teilbereich stattfindenden Überlagerung der 1. Änderung und Erweite-
rung „Bürgerzentrum“ soll der bestehende Bebauungsplan nicht erneut geändert, son-
dern als eigenständiger Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ fortgeschrie-
ben werden. Aufgrund der angestrebten Nutzungen hat er aber dennoch einen engen 
funktionalen Bezug zu den angrenzenden Bebauungsplänen.  

Konkret sollen mit dem Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ folgende Ziele 
verfolgt werden: 

▪ Weiterentwicklung von Einrichtungen für die örtliche öffentliche Daseinsfürsorge in 
zentraler Lage zwischen den beiden Ortsteilen Oberhausen und Niederhausen 

▪ Schaffung von Wohnraum für Menschen mit Behinderung, für Menschen während 
ihres freiwilligen sozialen Jahres (FSJ) sowie von betreuten Wohnangeboten 

▪ Bereitstellung ausreichender und zeitgemäßer Kinderbetreuungsplätze 
▪ Errichtung eines zentral gelegenen Quartiersbegegnungszentrum 
▪ Effiziente und ökonomische Erschließung mit Bereitstellung eines angemessenen 

Parkplatzangebots  
▪ Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 

1.2 Lage des Planungsgebiets / Geltungsbereich  

Das Plangebiet (rd. 2,1 ha) liegt zwischen den Ortsteilen Niederhausen und Oberhausen 
zwischen der Wislaer Straße und der Ringsheimer Straße (K 5121) und wird im Norden, 
Osten und Westen von landwirtschaftlichen Flächen begrenzt. Im Nordosten befinden 



Gemeinde Rheinhausen Stand: 16.02.2022 
Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“  Fassung: Frühzeitige Beteiligung 
 gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 3 von 13 

 
 

22-02-16 Begründung (22-02-15).docx 

sich zudem drei Gewerbebetriebe und im Süden die bereits errichteten Gebäude des 
Bürgerzentrums wie dem Bürgerhaus, dem Generationenhaus, der kommunalen Grund-
schule und dem Gesundheitszentrum. Die genaue Abgrenzung ist dem nachfolgenden 
Plan zu entnehmen. 

 

Geltungsbereich des Bebauungsplans auf Grundlage des amtlichen Liegenschaftskatasters (ohne Maßstab) 

1.3 Ziele der Raumordnung  

Ziele der Raumordnung gemäß Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg und Re-
gionalplan Südlicher Oberrhein stehen dem Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweite-
rung II“ nicht entgegen. 

1.4 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands (GVV) Kenzin-
gen-Herbolzheim stellt für das Plangebiet in einem Teilbereich bereits eine Gemeinbe-
darfsfläche dar. Der Großteil ist jedoch als landwirtschaftliche Flächen dargestellt. Der 
Bebauungsplan entspricht damit nicht im vollen Umfang den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans. Dementsprechend wird in einem parallelen Verfahren die Darstellung 
des Flächennutzungsplans geändert.  
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Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan Kenzingen – Herbolzheim – Rheinhausen – Weisweil mit ungefährer Abgren-
zung des Plangebiets (ohne Maßstab) 

In der 5. Punktuellen Änderung des Flächennutzungsplans soll das bislang im Bereich 
der landwirtschaftlichen Flächen befindliche Plangebiet als Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung „Kindergarten“ und für weitere soziale Einrichtungen als Gemeinbe-
darfsfläche mit der Zweckbestimmung „Soziale Zwecke“ dargestellt werden. Beide Ver-
fahren werden im Gleichklang durchgeführt, so dass zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses des nun vorliegenden Bebauungsplans auch der Flächennutzungsplan ent-
sprechend geändert sein wird, sodass dann, der Bebauungsplan aus der Darstellung 
des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird. 

 

Zeichnerische Darstellung - Deckblatt zur 5. Flächennutzungsplanänderung, Stand Frühzeitige Beteiligung, Februar 2022 
(ohne Maßstab) 
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1.5 Überlagerung bestehender Bebauungsplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ überlagert 
einen Teilbereich der am 12.01.2018 in Kraft getretenen 1. Änderung und Erweiterung 
des Bebauungsplans „Bürgerzentrums“. In diesem Überlagerungsbereich befindet sich 
eine Gemeinbedarfsfläche mit den Zweckbestimmungen „Schule“ und für weitere soziale 
Einrichtungen als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Soziale Zwecke“. 
Durch den vorliegenden Bebauungsplan werden bei Satzungsbeschluss die bisherigen 
zeichnerischen Festsetzungen bauplanungsrechtlich außer Kraft gesetzt und durch die 
im vorliegenden Bebauungsplan festgesetzte Gemeinbedarfsfläche mit den Zweckbe-
stimmungen „Kindergarten“ und „Soziale Zwecke“ überlagert.  

Die Überlagerung ist notwendig, da die geplante Gemeinbedarfsfläche unmittelbar an 
die im Süden bereits bestehenden Einrichtungen der örtlichen öffentlichen Daseinsfür-
sorge anschließen sollen. 

1.6 Planungsverfahren / Verfahrensablauf 

Der Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ mit den dazugehörigen örtlichen 
Bauvorschriften wird im Regelverfahren mit Umweltbericht und Eingriffs- / Ausgleichsbi-
lanzierung durchgeführt. Dementsprechend findet eine frühzeitige Bürger- und Behör-
denbeteiligung gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB und eine Offenlage gemäß §§ 3 (2) und 
4 (2) BauGB statt. 

Verfahrensablauf 

__.__.____  Der Gemeinderat fasst den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ gem. § 2 (1) 
BauGB, billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans „Bürger-
zentrum – Erweiterung II“ und beschließt die Durchführung der 
frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB. 

__.__.____bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB 
 
 

Anschreiben  
vom 
__.__.____mit 
Frist bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB 
 
 
 
 

__.__.____  Der Gemeinderat behandelt die in der Frühzeitigen Beteiligung 
eingegangene Stellungnahmen, billigt den Entwurf des Bebau-
ungsplans „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ und beschließt die 
Durchführung der Offenlage gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB. 
 

__.__.____ bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 
 
 

Anschreiben  
vom __.__.____ 
mit Frist bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 
 
 
 
 

__.__.____  Der Gemeinderat behandelt die in der Offenlage eingegange-
nen Stellungnahmen und beschließt den Bebauungsplan „Bür-
gerzentrum – Erweiterung II“ gem. § 10 (1) BauGB als Satzung. 
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2 KONZEPTION DER PLANUNG 

2.1 Städtebau und verkehrliche Erschließung 

Der Bebauungsplan „Bürgerzentrum – Erweiterung II“ ist eine konsequente Umsetzung 
des fortgeschriebenen städtebaulichen Konzeptes für den Bereich zwischen den Orts-
teilen Oberhausen und Niederhausen.  

Die in den letzten Jahren erfolgte Ansiedlung der Einrichtungen der öffentlichen Daseins-
vorsorge zentral für die gesamte Gemeinde in der Mitte des Siedlungsgebietes im Bür-
gerzentrum wird mit weiteren sozialen Einrichtungen konsequent fortgesetzt. Der beste-
hende Parkplatz ist nach Norden hin zu erweitern. Die weitere Ansiedlung der beiden 
geplanten Gebäude ergibt sich dann folgerichtig.  

 

Städtebauliches Konzept, Architekturbüro HESS-VOLK Architekten, Dezember 2021 (ohne Maßstab) 

Mit roten Punkten markiert: Caritas-Wohnhaus für Menschen mit Behinderung und FSL-Wohnungen | Q1 – Kindertages-
stätte, Betreutes Wohnen und Quartiersbegegnungszentrum 

Die Erschließung soll mittelfristig nicht nur von Süden, sondern auch von Westen und 
Norden aus möglich sein. Kurzfristig wird das Gebiet zunächst von Süden von der Wis-
laer Straße über die jetzigen Parkplatzflächen des Bürgerzentrums erreichbar sein. An-
gesichts der Vielzahl der bereits bestehenden und neu hinzukommenden Nutzungen im 
Bürgerzentrum reicht jedoch die bestehende Zufahrt im Süden mittelfristig alleine nicht 
aus. Nicht zuletzt aufgrund der neuen Kindertagesstätte, die an die Stelle des bestehen-
den Kindergartens St. Johannes Bosco im Ortsteil Niederhausen tritt, wird eine zügige 
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Umsetzung von weiteren Zufahrten für den Ortsteil Niederhausen angestrebt, insbeson-
dere von der  westlich gelegenen Hauptstraße. 

Wie dem städtebaulichen Konzept zu entnehmen ist, sind für die geplanten Nutzungen 
zwei Hauptbaukörper vorgesehene, zwischen denen sich eine zentrale Versickerungs-
anlage und ein Quartiersbegegnungsplatz befinden. Ergänzt werden diese durch die 
notwendigen Nebenanlagen und funktional zugehörigen Stellplätze für Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie Beschäftigte. Gestalterische orientieren sie sich an der südlich an-
grenzenden Umgebungsbebauung. Vorgesehen sind Flachdächer sowie drei Vollge-
schosse plus Attika. Der nach Norden hin zu erweiternde öffentliche Parkplatz wiederum 
steht allen Nutzerinnen und Nutzern des Bürgerzentrums zur Verfügung.   

Die im Osten vorgesehene öffentliche Grünfläche dient zum Schutz vor Spritzmittelab-
drift und somit dem Schutz sensibler Nutzungen wie dem Wohnen und der Kindertages-
stätte mit ihren Freibereichen.   

2.2 Nutzungen 

Im Geltungsbereich des Planungsgebiets sollen, entsprechend der zentralen, gut er-
schlossenen innerörtlichen Lage und den unmittelbar angrenzenden Nutzungen der ört-
lichen öffentlichen Daseinsfürsorge, ein Wohnhaus für Menschen mit Behinderung und 
FSJ-ler Wohnungen, eine weitere Kindertagesstätte und betreute Wohnangebote sowie 
ein Quartiersbegegnungszentrum angesiedelt werden. 

2.3 Ver- und Entsorgung 

2.3.1 Trink- und Brauchwasser 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt wie auch die Brauchwasserentsorgung durch An-
schluss an den bestehenden Trink- und Abwasserkanal. Dieses befindet sich bereits auf 
Höhe des westlichen Teils des Plangebiets. Ob die Höhenlage auch für den Anschluss 
des im östlichen Teilbereich geplanten Gebäudes reicht, muss noch abschließend ge-
klärt werden. Entsprechende Informationen werden zur Offenlage ergänzt. Die Entwäs-
serung erfolgt im Trennsystem. 

2.3.2 Niederschlagswasser 

Aufgrund bindiger Deckschichten im Untergrund ist eine dezentrale Versickerung des 
Niederschlagswassers nicht möglich. Das Regenwasser soll daher vor Ort und zentral 
versickert werden. Es wird festgesetzt, dass „das anfallende Niederschlagswassers in 
eine öffentliche, zentrale Versickerungsmulde innerhalb des Geltungsbereichs abzufüh-
ren“ ist. Die Größe der Versickerungsmulde ist durch das Büro Zink Ingenieure aus Lauf 
ermittelt worden und der Planzeichnung zu entnehmen.  

Zudem werden regenrückhaltende Maßnahmen durch den verpflichtenden Einbau von 
Regenwasserzisternen festgesetzt. Die Zisternen dienen der Reduzierung der Abfluss-
mengen in die öffentliche Versickerungsmulde, Speicherung und Weiterverwendung von 
Niederschlagswasser zur Grünflächenbewässerung. Beim Bau und Betrieb der Zister-
nen sind die Regeln der Technik zu beachten. Die Zisternengröße, Art und Weise der 
Verwertung des Niederschlagswassers und der Überlauf sind im Zuge des Bauantrages 
nachzuweisen. Dabei sind die Vorgaben des Bebauungsplans zu beachten. Dieser legt 
fest, dass das Rückhaltevolumen je 500 m² versiegelter Fläche mindestens 15 cbm be-
tragen muss und der Drosselabfluss auf maximal 1,6 l/s je angefangene 500 m² versie-
gelte Fläche zu begrenzen ist. 
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Je nach Umfang der tatsächlichen Versiegelung und der getroffenen regenrückhalten-
den Maßnahmen werden vor Baubeginn noch einmal detaillierte Unterlagen erarbeitet 
und bei der Unteren Wasserbehörde eingereicht. 

2.3.3 Löschwasserversorgung 

Für die notwendige Löschwasserversorgung bedarf es der Herstellung eines Tiefbrun-
nens. Die genaue Lage wird im Zuge des für den Bau und Betrieb des Entnahmebrun-
nens notwendigen Antrags auf wasserrechtliche Erlaubnis ermittelt.   

2.3.4 Wärme- und Energieversorgung 

Die Versorgung mit Gas und Strom erfolgt durch den Anschluss an das bestehende Lei-
tungsnetz. Wie für die Regenwasserversorgung und Abwasserentsorgung auch, befin-
det sich das bestehende Leitungsnetz auf Höhe des westlichen Teilbereichs des Plan-
gebiets. 

2.4 Lärmschutz 

Aufgrund der Lage des Plangebiets und der umgebenden Nutzungen sind die Schal-
limmissionen, die vom umliegenden Straßenverkehr, dem südlich befindlichen Super-
markt, dem Bürgerzentrum mit Parkplatz, der Freiwilligen Feuerwehr sowie der (aufge-
lassenen) Hofstelle ausgehen könnten und auf das Plangebiet auswirken bzw. von die-
sem ausgehen zu erfassen und zu beurteilen. Die entsprechenden Informationen und 
möglichen Vorgaben für den Bebauungsplan werden zur Offenlage ergänzt.   

3 Planungsrechtliche Festsetzungen 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der beabsichtigten Nutzung soll eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweck-
bestimmung „Kindergarten“ und für weitere soziale Einrichtungen mit der Zweckbestim-
mung „Soziale Zwecke“ festgesetzt werden.  

Da in dem Gebiet beispielsweise auch ein Friseur oder ein Café als Begegnungszentrum 
möglich sein soll, wurde festgesetzt, dass Gewerbebetriebe, Schank- und Speisewirt-
schaften, Räumlichkeiten für freie Berufe und Apotheken zulässig sind, sofern sie einer 
Gemeinbedarfsnutzung zugeordnet und ihr baulich untergeordnet sind.  

Da die geplanten Wohnangebote für Menschen mit Behinderung, Menschen während 
ihres freiwilligen sozialen Jahrs (FSJ) sowie Menschen mit Bedarf an betreutem Wohnen 
alle ein Angebot der örtlichen Daseinsfürsorge darstellen, sind auch diese in der Ge-
meinbedarfsfläche zulässig. 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die Grundflächenzahl (GRZ), sowie die maxi-
mal zulässige Höhe der baulichen Anlagen bestimmt.  

Weil die Gemeinde Rheinhausen im Rahmen ihrer Siedlungsentwicklung auf eine flä-
chensparende Bauweise Wert legt, ist für die GRZ ein Wert von 0,8 festgesetzt. Auf 
diese Weise wird eine hohe bauliche Ausnutzung der Grundstücke angestrebt und 
gleichzeitig eine ausreichende Eingrünung des Plangebiets ermöglicht. 

3.3 Höhe der baulichen Anlagen 

Die festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) von 9,5 m und maximal zulässige Gebäude-
höhe (GH) von 11,0 m orientiert sich an den südlich des Plangebiets bereits realisierten 
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Gebäudehöhen. Eingeräumt werden Gebäuden mit Flach- und Pultdächern jedoch 
Überschreitungsmöglichkeiten der zulässigen Gebäudehöhen zur Errichtung von Attika-
geschossen um bis zu 2,0 m (Pultdächer) bzw. 3,0 m (Flachdächer), um bei Bedarf eine 
höhere bauliche Dichte zu ermöglichen. Damit sie jedoch nicht viergeschossig und somit 
zu mächtig in Erscheinung treten, müssen die Attikageschosse jeweils 1,5 m gegenüber 
der darunterliegenden Gebäudewand ausgeführt werden. 

Unterer Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen ist das natürliche Gelände vor Her-
stellung der Baumaßnahmen in m ü. NN, da die öffentlichen Verkehrsflächen aufgrund 
ihrer Entfernung zum Plangebiet als Bezugspunkt nicht plausibel sind. 

Um eine Solarenergiegewinnung zu fördern und notwendige technische Anlagen zuzu-
lassen, wurde festgesetzt, dass Solaranlagen und notwendige Anlagen wie Lüftungs-
schächte die realisierte Gebäudehöhe um bis zu 2,0 m überschreiten dürfen. 

3.4 Bauweise, Überbaubare Grundstücksfläche 

Als abweichende Bauweise ist die offene Bauweise festgesetzt, wobei auch Gebäude-
längen über 50,0 m zulässig sind, da in Abhängigkeit von der Gebäudekonzeption auch 
größere Gebäudelängen möglich sein können. 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen (sog. 
Baufenstern) bestimmt. Die Baufenster sind so dimensioniert, dass sie den notwendigen 
Spielraum für die Gebäudestellung sowie die architektonische Gebäudegestaltung bie-
ten. 

3.5 Garagen, Carports und Stellplätze sowie Nebenanlagen 

Hochbaulich in Erscheinung tretende bauliche Anlagen wie Garagen und Carports sowie 
hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanlagen über einer Grundfläche von 30 m2 

sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, um im Baugebiet zu-
sammenhängende Freiflächen zu sichern. Kleinere Nebenanlagen mit weniger als 30 m² 
Grundfläche sowie offene, nicht überdachte Pkw-Stellplätze und Fahrradstellplätze blei-
ben auch außerhalb der Baufenster möglich, da sie optisch nicht zu massiv in Erschei-
nung treten. Nebenanlagen, die der Ver- und Entsorgung dienen sind aus praktischen 
Gründen ebenfalls im gesamten Plangebiet zulässig. 

3.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft 

Um den Versiegelungsgrad zu minimieren, müssen Stellplätze mit wasserdurchlässigem 
Belag ausgeführt werden. Diese Festsetzung erhöht die Versickerungsmöglichkeit von 
Niederschlagswasser auf den Grundstücken. Dies gilt nur, sofern keine Fahrzeuge ge-
wartet / gereinigt werden und kein Lagern, Umschlagen, Verwenden, Be- und Entladen 
wassergefährdender Stoffe erfolgt. 

Um den Boden vor einer Kontamination mit Kupfer-, Zink oder Bleiionen zu schützen, ist 
die Dacheindeckung oder die Verkleidung von Dachaufbauten mit ebendiesen Metallen 
nur dann zulässig, wenn diese beschichtet oder ihn ähnlicher Weise behandelt sind, so-
dass eine Verschmutzung des Bodens ausgeschlossen werden kann. 

Weiterhin wurden zum Schutz nachtaktiver Insekten insektenfreundliche Außenbeleuch-
tungen festgesetzt. 

Zum Schutz des Grundwassers wurde festgesetzt, dass die Unterkante der Gründung 
den mittleren Grundwasserhochstand (MHW) nicht unterschreiten darf und in den Be-
reich des höchsten Grundwasserhochstands (HHW) baulich nur eingegriffen werden 
darf, wenn die Bauteile als wasserdichte Wanne ausgeführt werden.  
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3.7 Anpflanzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Die im Osten festgesetzte öffentliche Grünfläche dient zum Schutz vor Spritzmittelabdrift 
für die in diesem Bereich geplante sensible Nutzung einer Kindertagesstätte mit entspre-
chenden Freibereichen. Um den Schutz vor Abdrift noch zu erhöhen, wird zudem die 
Anpflanzung einer dichten, zweireihigen, 2,0 m breiten und 3,0 m hohen Feldhecke aus 
standortheimischen Sträuchern sowie eines mindestens 1,0 m breiten Staudensaums 
festgesetzt.  

Darüber hinaus wird zur Sicherstellung einer ansprechenden Begrünung des Plange-
biets sowie zur Verbesserung des Kleinklimas festgesetzt, dass je angefangene 
1.000 m² Grundstücksfläche mindestens ein standortgerechter, hochstämmiger Baum 1. 
Ordnung sowie zwei standortgerechte Sträucher zu pflanzen sind. Aus demselben 
Grund sind die zum Erhalt festgesetzten Bäume dauerhaft zu pflegen und bei Abgang 
gleichartig zu ersetzen. 

Zur Fortführung des Baumkonzepts auf der bereits bestehenden öffentlichen Parkplatz-
fläche beim Bürgerzentrum und um eine gewisse Durchgrünung auch der geplanten Er-
weiterungsfläche zu sichern, werden für diesen Bereich in der vorliegenden Planung 
ebenfalls Baumpflanzungen festgesetzt.  

Die Maßnahmen werden im Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan genauer 
begründet. 

4 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

4.1 Dächer 

Im Plangebiet wird – analog des Bebauungsplans „Bürgerzentrum“ sowie der 1. Ände-
rung und Erweiterung „Bürgerzentrum – festgesetzt, dass die Dächer von Haupt- und 
Nebengebäuden als Sattel-, Walm-, Pult- oder Flachdach mit einer Dachneigung von 0° 
bis maximal 35° herzustellen sind. Damit besteht zum einen eine Quergerechtigkeit zum 
unmittelbar südlich angrenzenden, bereits realisierten Teil des Bürgerzentrums. Zum an-
deren ermöglicht diese Festsetzung eine große Flexibilität bei der Dachgestaltung und 
verhindert gleichzeitig gravierende städtebauliche Fehlentwicklungen.  

Flachdächer und flach geneigte Dächer unter 5 ° sind extensiv zu begrünen, da sich 
diese durch den Rückhalt und die Verdunstung von Niederschlagswasser zusätzlich po-
sitiv auf die Entwässerungssituation und auf das Kleinklima auswirken. Auf die Begrü-
nung kann nur dort verzichtet werden, wo auf den Dachflächen technisch bedingte Auf-
bauten oder Dachterrassen aufgebracht werden.  

Die Begrünung steiler geneigter Dächer ist ebenfalls möglich. Es wird demzufolge keine 
Materialität, sondern lediglich die Farbgestaltung festgesetzt, sodass bei allen Dachnei-
gungen auch begrünte Dächer zulässig sind. Von einer zwingenden Begrünung steiler 
geneigter Dächer wird jedoch aufgrund des damit einhergehenden höheren technischen 
und finanziellen Aufwands abgesehen. 

Aus gestalterischen Gründen und zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sind 
Wellfaserzement, Dachpappe und offene Bitumenbahnen nicht als Material für Dachein-
deckungen zugelassen. Glänzende oder reflektierende Materialien sind nicht zugelas-
sen, um Blendungen auf Nachbargrundstücken zu vermeiden. Aus demselben Grund 
sind auch die auf den Dächern sowie am Gebäude zulässigen Anlagen, die der solaren 
Energiegewinnung dienen, aus einem blendfreiem Material herzustellen.   

4.2 Werbeanlagen 

Die Regelungen zu Werbeanlagen sollen die Entstehung eines übermäßigen 
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Werbewildwuchses verhindern. Diese Festsetzungen sollen langfristig zu einem qualita-
tiv besseren Erscheinungsbild des Plangebiets beitragen, ist es doch erklärtes Ziel der 
Gemeinde, eine hochwertige „Mitte“ zwischen den beiden Ortsteilen Oberhausen und 
Niederhausen zu schaffen. Zeigen soll sich dies daher nicht nur in den jeweiligen Nut-
zungen, sondern auch in der Gestaltung.   

So sollen die an Gebäuden angebrachten Werbeanlagen in einem vernünftigen Verhält-
nis zur jeweiligen Einzelfassade der Gebäude stehen. Daher dürfen Werbeanlagen in 
der Summe maximal 20 % der dazugehörigen Fassadenfläche betragen. Um überdi-
mensionierte und untypisch großflächige Werbeanlagen auszuschließen, die außerdem 
das Erscheinungsbild der Fassaden beeinträchtigen, wird die Größe der Werbeanlagen 
an Gebäuden auf jeweils maximal 10,5 m² (Euronorm) beschränkt. Aus dem gleichen 
Grund dürfen sie die tatsächliche Gebäudehöhe nicht überschreiten. Zum Schutz des 
Orts- und Landschaftsbildes wurde auch die Höhe freistehender Werbeanlagen wie Wer-
befahnen und Pylone auf 12,0 m und die Summe je Ansichtsfläche auf 6,0 m2 beschränkt 

Um gestalterisch aufdringliche Werbung zu vermeiden, werden darüber hinaus Werbe-
anlagen mit wechselndem oder grellem Licht beziehungsweise fluoreszierenden Farben, 
drehbare Werbeträger sowie bewegliche Schrift und Bildwerbung und Booster wie Sky-
beamer u. ä. ausgeschlossen. 

4.3 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke 

Aus gestalterischen und ökologischen Gründen sollen die unbebauten Flächen bebauter 
Grundstücke begrünt bzw. gärtnerisch angelegt werden. So soll vermieden werden, dass 
große Teile des Plangebiets brach liegen und aufgrund der fehlenden Gestaltung und 
Pflege das Ortsbild negativ beeinflussen.  

4.4 Niederspannungsfreileitungen 

Um unattraktive und nicht mehr zeitgenössische oberirdische Leitungsführungen zu ver-
hindern, wurde festgesetzt, dass Versorgungsleitungen unterirdisch zu verlegen sind. 

4.5 Einfriedungen und Mauern 

Aus gestalterischen Gründen wurde festgesetzt, dass die Einfriedungen zu den öffentli-
chen Verkehrsflächen eine Höhe von 2,0 m nicht überschreiten dürfen. Dabei sind So-
ckel und Mauern nur bis zu einer Höhe von 0,5 m zulässig. Die jeweiligen Nutzerinnen 
und Nutzer erhalten dadurch die Möglichkeit sich angemessen gegen die Öffentlichkeit 
abzuschirmen. Stacheldraht wird aus gestalterischen Gründen ausgeschlossen. Sons-
tige Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. 

4.6 Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswasser 

Die Festsetzungen für Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswas-
ser leiten sich aus dem Ver- und Entsorgungskonzept ab und sind unter Ziffer 2.3 erläu-
tert.  

5 UMWELTBERICHT 

Umweltschützende Belange sind in die Abwägung einzubeziehen. Für diese Belange, 
die in § 1 (6) Nr. 7 BauGB ausführlich definiert werden, ist eine Umweltprüfung nach § 2 
(4) BauGB durchzuführen. In der Umweltprüfung werden die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und be-
wertet. Der Umweltbericht ist gemäß § 2a BauGB als gesonderter Teil der Begründung 
dem Bebauungsplan beigefügt. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach 
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gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden, sowie nach 
Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans in angemessener Weise verlangt werden 
kann. 

Parallel zum Bebauungsplan wird durch das Büro Freiraum- und LandschaftsArchitektur 
(FLA), Ralf Wermuth aus Eschbach ein Umweltbericht (Scoping) erarbeitet. Er liefert mit 
der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung eine Grundlage zur landschaftsplanerischen Beur-
teilung und Bewertung der zu erwartenden Eingriffe und somit wichtiges Abwägungsma-
terial. Neben der Darstellung der Bestandssituation und der Prognose über die Auswir-
kungen auf den Umweltzustand bei Durchführung der Planung enthält dieser auch die 
Inhalte des Grünordnungsplans sowie weitere Maßnahmen zur Vermeidung, Verminde-
rung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen der Umwelt. 

Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Bestandteil der Begründung. Die darin vor-
geschlagenen grünordnerischen und landschaftsplanerischen Maßnahmen sowie wei-
tere umweltrelevante Maßnahmen werden soweit erforderlich vollständig in den Festset-
zungs- bzw. Hinweiskatalog des Bebauungsplans integriert. Der vollständige Umweltbe-
richt wird zur Offenlage vorgelegt. 

6 LANDWIRTSCHAFTLICHE BELANGE 

6.1 Umnutzung 

Für die bauliche Nutzung müssen bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen umgewan-
delt werden. Dies soll gemäß § 1 a Abs. 2 Satz 4 BauGB besonders begründet werden. 
Die Gemeinde Rheinhausen ist vollständig von landwirtschaftlichen Flächen umgeben. 
Für die geplante bauliche Nutzung müssen daher im Osten des Plangebiets bislang 
landwirtschaftlich genutzte Flächen der Vorrangflur Stufe I umgewandelt werden. Sie 
stehen damit zukünftig nicht mehr für die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung. Für 
die geplanten Einrichtungen der örtlichen öffentlichen Daseinsfürsorge und dem damit 
einhergehenden Platzbedarf, stehen in der Gemeinde jedoch keine anderen Flächen zur 
Verfügung. Zudem handelt es sich bei der vorliegenden Planung um eine standortge-
bundene Erweiterung der bereits bestehenden Gemeinbedarfsfläche zwischen den bei-
den Ortsteilen Ober- und Niederhausen. Standortalternativen drängen sich, aufgrund der 
außerordentlich guten Eignung der Fläche für die geplanten Nutzungen, nicht auf. Dar-
über hinaus steht die wesentliche Fläche im Eigentum der Gemeinde. Den bisherigen 
Pächtern ist die Umwidmung der landwirtschaftlichen Flächen in Gemeinbedarfsflächen 
bekannt. Die betroffenen örtlichen landwirtschaftlichen Betriebe wurden bereits von der 
Gemeinde mit anderen Pachtflächen entschädigt. Der Verlust der bislang für den Acker-
bau genutzten landwirtschaftlichen Flächen zugunsten einer Entwicklung von Gemein-
bedarfsflächen wird daher im Rahmen des Abwägungsvorgangs aufgrund der Eignung 
des Standorts und der Grundstücksverfügbarkeit hingenommen. 

6.2 Spritzmittelabdrift 

Bei der Abstandsbemessung und -abwägung ist zwischen den gesetzlichen Vorgaben 
und darüber hinausgehenden Empfehlungen zu unterscheiden. Letztere können ange-
merkt, müssen aber nicht berücksichtigt werden. Bei der vorliegenden Planung werden 
daher verschiedene Maßnahmen kombiniert, um die geplante Gemeinbedarfsfläche im 
Bereich der geplanten Kindertagesstätte mit ihren Freibereichen vor einer Spritzmittel-
abdrift zu schützen. So wird im Osten des Plangebiets eine 3,0 m breite öffentliche Grün-
fläche mit einer Pflanzbindung für eine durchgehende zweireihige, mindestens 3,0 m 
hohe und 2,0 m breite Hecke festgesetzt. Im Norden, Süden und Westen wiederum wird 
auf eine entsprechende Festsetzung verzichtet, da sich hier entweder keine landwirt-
schaftlichen Flächen befinden oder aber öffentliche Parkplatzflächen sowie interne 
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Erschließungswege in Form von Straßen, Fuß- und Radwegen geplant sind, die einen 
ausreichenden Abstand zu den schutzbedürftigen Nutzungen sicherstellen werden.  

7 BODENORDNUNG  

Die Grundstücksneubildung kann durch einen Fortführungsnachweis erfolgen. Ein amt-
liches Umlegungsverfahren ist nicht erforderlich.  

8 STÄDTEBAULICHE KENNZIFFERN 

Gemeinbedarfsfläche  ca.  19.663 m² 

Öffentliche Verkehrsflächen ca.  501 m² 

Öffentliche Grünfläche  ca.  714 m² 

Summe / Geltungsbereich  ca.  20.878 m² 
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Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Rheinhau-
sen übereinstimmen. 
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Dr. Jürgen Louis 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der __.__.____. 
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